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Energiepolitische Knacknüsse

• Versorgungssicherheit

• Ersatz AKWs 

• Zusatzbedarf Wärmepumpen & E-Mobilität

• Winterstrom  



Wir brauchen 45 TWh:
Wasserkraft liefert 2 TWh, 

Solarstrom kann bis zu 90 TWh liefern



Weltweit boomen Photovoltaik und 
Windkraft, aber Schweiz auf Platz 24 in Europa



Solarstrom immer billiger (Lernkurve!) und 
E-Mobil-Zulasungen verdoppeln sich alle 24 Monate



Trotz Ja zur Energiewende (2017): 
Sieben Jahre Stagnation 2013-2019

Mittels 
Wartelisten 
wurde dem 
Solarstrom ein 
jahrelanger 
Ausbaustopp 
auferlegt.

Das war vom 
Gesetz her 
möglich, aber 
nicht nötig.



2017: > 50‘000 Projekte auf Warteliste: 
Blockierung der Einspeisevergütungen, danach Abschaffung (Okt 2019)



2017: > 50‘000 Projekte auf Warteliste: 
Bei voller Kasse Geld zurückgehalten



Zwei Publikationen machten auf die 
problematische Politik des BFE aufmerksam

Erschienen 2018

Erschienen 2019



Trendwende seit 2020/2021: Markt wächst
Mehr positive Bescheide aus dem BFE für Einmalvergütungen

Seit 2015 ist Solarstrom billiger
aber bei den Wartelisten wurden Wasserkraft 
und Biomasse systematisch bevorzugt



Systematische Diskriminierung der Photovoltaik 
durch bestehende und geplante Gesetzgebung (I)

• Bürokratische Hindernisse
• Keine gefestigten Nutzungsrechte auf Fassaden, auf Dächern ausserhalb Bauzone, auf 

öffentlichen Infrastrukturen, zB. Zäune in der Landwirtschaft, Agri-PV, Stauseen, 
Strassenmauern 

• Solarstrom bezahlt für Netzebenen, die sie gar nicht benutzt
• Quersubventionen durch Solarstromtransporte im Verteilnetz zugunsten von 

Wasserkraft und Stromimporten

• Systematische Untergrabung der Wirtschaftlichkeit durch Beschlüsse 
und Anträge aus dem BFE:
• Alle Einspeisevergütungen wurden vom BFE im Oktober 2019 gestoppt, 

• Dies nachdem die Differenzkosten für PV unter 5 Rappen/kWh gesunken sind 
[Differenzkosten Kleinwasserkraft, Biomasse, Wind: 10-20 Rp/kWh]

• Nur noch PV-Anlagen mit grossem Eigenverbrauchsanteil rentieren

• Kein Geschäftsmodell mehr für Anlagen auf Scheunen, Hallen, Lärmschutzwänden ohne 
Eigenverbrauch

• Geplant: Erhöhung der Grundpreise schmälert Rentabilität von PV-Anlagen 
mit Eigenverbrauch



Systematische Diskriminierung der Photovoltaik 
durch bestehende und geplante Gesetzgebung (II)

• Diskriminierung bei den Leistungen aus dem Netzzuschlag
• Nur 30% Beitrag für PV versus 60% für andere Techniken

• Der Rechtsanspruch von 30% soll mit dem neuen EnG für 
Grossanlagen dahinfallen

• 30% wird gemessen an PV-Referenzanlagen
versus 60% von nach oben unbegrenzten Vollkosten für Biomasse, 
Wasserkraft < 10 MW, Windkraft [grosse Wasserkraft 40%]

• Diskriminierung bei der Netzeinspeisung
• Wasserkraftwerk-Beteiligungen in Hand von Verteilnetzbetreibern 

erhalten immer die vollen Gestehungskosten + WACC-Rendite 
vergütet, dank Überwälzung an gebundene Kunden 

• PV erhält als gesetzliches Minimum nur den Spotmarktpreis im 
Zeitpunkt der Einspeisung; 

• die weitergehenden Leistungen für PV sind freiwillig und fallen mit 
der Marktöffnung ohne flankierende Massnahmen dahin.



Was geschah bisher?

• Schmalspuriger Ausbaupfad

• Es wurde bei vollen Kassen gespart, und zwar bei der billigsten 
Technologie: Solarstrom

• Andere Technologien bekommen zwei- bis viermal mehr Geld pro 
Kilowattstunde Neu-Produktion.

• Raumplanerische Hürden werden nicht angegangen. 

• Volle Marktöffnung bringt neue Risiken

• Photovoltaik-Vergütungen nach dem Prinzip der Freiwilligkeit fallen 
weg. 

• Es fehlen die flankierenden Massnahmen

• Schikanen gegen dezentrale Produktion: überhöhte Netzgebühren auf 
Netzebene 7, steigende Grundpreise, Fortsetzung der Nutzungsverbote



Was will der Bundesrat?
(Vernehmlassungsvorlage April 2020) 

• Positiv: 

• Versorgungssicherheit inkl. Speicher, finanziert aus StromVG (Art.9) angestrebt

• Winterstrom angestrebt

• Bekenntnis zur Vollversorgung mit erneuerbaren Energien aus dem Inland

• Ungenügend:

• «100 Prozent erneuerbar» wird nicht umgesetzt 

• Massnahmen gegen PV-Grossanlagen: 

• Grosse PV-Anlagen verlieren Anspruch auf Einmalvergütung

• Ausbaupfad mit kleinen Auktionskontingenten: (100 MW/a): 
es droht erneut ein organisierter Ausbaustopp bei voller Kasse

• Massnahmen gegen PV-Kleinanlagen

• Der geplante Anstieg der Grundpreise macht Eigenverbrauch unwirtschaftlich

• Rückliefertarife sinken ab auf «Marktpreis zum Zeitpunkt der Einspeisung»

• Planwirtschaftliche Bevorzugung des Ausbaus der Wasserkraft



Die grösste Gefahr lauert bei der 
missbräuchlichen Handhabung von Auktionen

• Die Umstellung von 
Grossanlagen auf Auktionen ist 
im Prinzip richtig. 

• Aber das BFE kombiniert dies 
mit zwei fatalen 
Konstruktionsfehlern:
• Abschaffung der 

Einmalvergütung für 
Grossanlagen

• Viel zu kleine Kontingente
100 MW statt 1500 MW 
pro Jahr

Auktionen sind im Ausland sehr erfolgreich. Aber auktioniert wird dort der Lieferpreis und nicht die Einmalvergütung. Und die 
Netzbetreiber nehmen nicht an Auktionen teil. Eine Auktionierung der Einmalvergütung, vom BFE in einer völlig falschen 
Wahrnehmung vorgesehen (das BFE ignoriert das Marktwertrisiko), wird dazu führen, dass kapitalkräftige Netzbetreiber die meisten 
Ausschreibungen für sich entscheiden werden, indem sie ihre Preisgebote mit Gewinnen aus dem Netzbetrieb quersubventionieren. 
Danach werden sie die übrigen privaten Bewerber verdrängen, weil sie diese schon immer für unerwünschte Konkurrenten gehalten 
haben. Und dann besteht weiter das Risiko, dass sie  beim BFE auf ein minimales PV-Marktvolumen drängen werden, um das Geld für 
ihre Wasserkraftprojekte vorzuhalten. 



Das BFE plant einen minimalen PV-Zubau 
und setzt auf Stromimporte

Der Zubau soll bis 2035 bei 700 MW plafoniert werden. er ersetzt das bisherige 
Stagnationsniveau von 300 MW. So kann weder der Bedarf gedeckt werden, 
noch können die AKWs ersetzt werden. Die Folge ist ein starker Anstieg der 
Stromimporte, wie dies die Szenarien der Prognos AG vorsehen (Grafik rechts).
Das ist das Gegenteil einer Energiewende.



CH-Netzbetreiber investieren im Ausland mehr als doppelt 
so viel Geld in erneuerbaren Strom wie im Inland

Alle bisherigen Investitionen erfolgten auf 
Basis von festen Abnahmepreisen: 
Einspeisevergütungen oder Einmalvergütung 
mit Eigenverbrauch.

+4.5 TWh
seit 2008

+12 TWh
seit 2010

Letzte zehn Jahre



Prognos Energieperspektiven 2012: 
Photovoltaik völlig unterschätzt

Schätzungen waren  Faktor 5 zu tief.

Dank Mittelfreigabe (endlich!) könnte PV im 
2021 auf 600 bis 1000 MW Zubau steigen.

= 1% bis 1,6% vom CH-Stromverbrauch.



Die neuen Prognos Energieperspektiven 2050+ 
verzögern Solar-Zubau erneut um 10 Jahre

Geht es nach Prognos und PSI, dann verläuft der Zubau erneut fümnf bis zehn 
Jahre im Rückwärtsgang. Für diese neue Stagnation ist das BFE mit 
verantwortlich, das die Studien bestellt hat.



Alternative Fakten 
aus dem Paul Scherrer Institut

• Falsche Kostenangaben aus dem 

PSI auf Bestellung des BFE

• Tatsächliche Kosten auf Basis von 

Auktionen für Wind & Sonne 

werden ignoriert

• Praxis besteht seit Jahren

• Umstrittene Ökobilanzen

• Atomkraft ist immer sauber, sicher 

und billig

• PV hat immer einen miserablen 

Fussabdruck

• Neue Produktionsprozesse bleiben 

jahrelang unberücksichtigt



Solarstrom von mittleren und grossen Anlagen 
ist halb so teuer wie Wasserkraft



Ungleich viel Geld für gleiches Resultat
Diskriminierung von Solarstrom



KEV-Statistik zeigt: Einseitige Mittelverteilung, rund zehnmal 
höhere Leistungen an Wasserkraft, Biomasse-Strom pro kWh

Wasserkraft erhält pro neue kWh 
doppelt so viel Geld wie PV

Windkraft und Biomasse erhalten 
dreimal so viel Geld pro neue kWh 
wie neue PV



Anstieg der Grundpreise verschlechtert 
flächendeckend die Rentabilität von Solardächern



Solarstrom subventioniert Wasserkraft:
es fehlen verursachergerechte Netzgebühren



Marktwertrisiko: bei Sonne oder starkem 
Wind sinken die Preise auf null



Was will der Bundesrat?
(Stand Vernehmlassungsvorlage April 2020 und MM November 2020) 

• Positiv: 

• Versorgungssicherheit inkl. Speicher, finanziert aus StromVG (Art.9)  

• Winterstrom 

• Bekenntnis zur Vollversorgung mit erneuerbaren Energien aus dem Inland

• Ungenügend und falsch:

• Planwirtschaftliche Bevorzugung des Ausbaus von Wasserkraft

• «Andere Technologien» werden nur nachrangig in Betracht gezogen und sollen vorerst kein 
Geld aus dem Zuschlag für Versorgungssicherheit (Artikel 9 StromVG) erhalten, obwohl sie 
mehr Winterstrom viel billiger liefern können, wenn das Gesetz die Rahmenbedingungen 
schaffen würde (Duldung von PV auf Infrastrukturen, nach Topografie differenzierte 
Ausschreibungen, angemessener Ausbaupfad usw.)



Kombi-PV wäre billiger und besser für die 
Versorgungssicherheit (I)

Die Alternative mit PV schont die 
Landschaften und ist billiger: 
- Bestehende Wasserkraft 

modernisieren (Basis Art.9 
StrVG)

- Aber vorerst keine neuen 
Stauseen

- Fokus auf Winterstrom aus PV 
im Unterland und in 
Höhenlagen 

- Verwendung von P-50-
Werten für PV zwecks 
Finanzierung aus dem 
StromVG Art. 9

- kombiniert mit Verwertung 
von Windstrom-Spitzen aus 
dem Ausland 

- später (nach 2025) Kopplung 
mit Batterien



Solarstrom kann sehr viel Strom im 
Winterhalbjahr liefern

Beispiel Mont Soleil 
Seit 1992 in Betrieb

Winteranteil 
40% der 
Gesamtproduktion



Bifaziale Solarzellen = 
Stromproduktion ohne 

Bodenversiegelung

Bifaziales Potenzial nicht ausgelotet.
Für Anlagen ohne Eigenverbrauch fehlt ein 
Finanzierungsmodell, weil das BFE die 
Einspeisevergütungen 2019 ersatzlos gestoppt hat



Grosse Anlagen = billige Anlagen
Fassaden liefern gleich viel 
Winterstrom wie Dächer

Geeignete 
Nutzflächen sind 
nicht zugänglich



Solaranlagen an Fassaden können sehr viel 
Strom im Winterhalbjahr liefern

Beispiel Fassadenanlagen

Winteranteil 45% - 55%

Aber: kein Fassadenprogramm 
beim BFE, 

Anhaltender Widerstand 
gegen Reformen zugunsten 
der PV

Fassaden liefern nicht mehr 
Winterstrom als Anlagen auf 
Schrägdächern. 
Aber die Potenziale sind sehr 
gross und an Gewerbebauten 
billig zu erschliessen. 



Das Ziel: Bewilligungsbefreiung für Solarfassaden wie 
für Dächer 

Die Verfügbarkeit von farbigen Zellen 
ermöglicht heute ästhetisch gute 
Lösungen.

Deshalb sollten auch Fassaden unter 
gewissen Bedingungen (ästhetische 
Integration) bewilligungsfrei genutzt 
werden können.

Die kantonalen Ämter sollten dazu 
Empfehlungen veröffentlichen. 

An Gewerbebauten sollten Anlagen 
auch dann erlaubt sein, wenn sie 
ästhetisch anspruchslos erstellt 
werden. 



Ausrichtung auf Winterstrom: 
Durch Anreize bei Auktionen & bei Höhe der Einmalvergütung



Wo kann das Parlament ansetzen?

16 Vorschläge



Road map 2035 (1)
1. Hinreichender Ausbaupfad bis 

2035

Linearer Ausbaupfad für mindestens 30 TWh Photovoltaik bis 2035, 

Feintuning der Ausbauziele ohne Gesetzesänderung

2. Einführung von Auktionen für 

grosse Photovoltaikanlagen 

(>750 kW) mit gleitender 

Marktprämie und Wahlrecht auf 

Einmalvergütung 

Auktionen mit gleitender Marktprämie (20 Jahre) für Grossanlagen, 

gesetzlich verknüpft mit Ausbaupfad Schaffung einer öffentlichen 

Auktionsstelle, Auktionen mehrmals pro Jahr, topografisch hinreichend 

differenziert nach Art der Stellflächen, Aufrechterhaltung eines Wahlrechts 

auf Einmalvergütung
3. Fokus Winterstrom Priorität Mehrproduktion statt neuer Speicher prüfen, 

den kostengünstigeren Lösungen Vorzug geben, 

Berücksichtigung der Wertigkeit
4. Weiterführung und 

Differenzierung der 

Einmalvergütung für 

Photovoltaik

Weiterführung der Einmalvergütung

Berücksichtigung der Ertragsausfälle bei der Bemessung der 

Einmalvergütung für steile Anlagen (Winterstrom) und bei starker 

Abweichung in Ost-West-Richtung.
5. Investitionsbeiträge als 

Variante zur gleitenden 

Marktprämie

Gesetzliches Wahlrecht auf Investitionsbeiträge für die Erneuerung 

bestehender Kraftwerke für den Ausbau bestehender Speicherkraftwerke, 

für Batterien und mehrtägige Wärmespeicher, die als Flexibilität interaktiv 

steuerbar sind.



Road map 2035 (2)
6. Rückliefertarife Minimale Rückliefertarife für kleine Solarstromanlagen mit Eigenverbrauch von 10 Rp/kWh 

während 20 Jahren ab Inbetriebnahme, reduzierte Ansätze für mittelgrosse Anlagen
7. Priorität Versorgungssicherheit 

beim Netzzuschlag

Flexibilisierung des Netzzuschlags innerhalb einer gesetzlichen Bandbreite mit Priorität 

Zielerreichung und Versorgungssicherheit
8. Ausbau von Speichern und 

Verbesserung der 

Rahmenbedingungen für die 

Sektorkopplung

Aufbau einer dezentralen Speicherarchitektur: 

• Für Netzbetreiber: Anrechenbarkeit an Netzgebühren für Speicher, die netzdienliche 

Funktionen übernehmen (Strom-Arbitrage, Back-up-Leistung, Frequenzkontrolle usw.)

• Programm zur Nutzung von second-life Batterien 

• Gleichbehandlung unterschiedlicher Speichertechniken (Befreiung von Netzgebühren nicht 

bloss für Pumpspeicher), Wärmespeicher, Pufferspeicher für Ladestationen von Elektro-

Fahrzeugen, Batterien Privater und Schwarmintelligenz

9. Gleichbehandlung und 

Nichtdiskriminierung

Optimierungspflicht bei gegenseitiger Substitutionswirkung zwischen Erzeugungsanlagen, 

Speichern (thermisch, elektrisch, kurzfristig/langfristig), Netzausbauten
10. Nutzungsrechte • Gesetzliche Priorisierung der PV-Nutzung auf versiegelten Flächen

• PV-Duldungspflicht auf allen geeigneten öffentlichen Hoch- und Tiefbauten

• Inventarisierung und Klärung der administrativen Prozesse, Rechte und Pflichten

• PV-Pflicht auf Neubauten, Erweiterungsbauten und bei Dacherneuerungen mit Opting out 

mittels Abschlagszahlung;

• Solarpflicht für Altbauten (Ausnahme: Denkmalschutz) bei Gesamtsanierung

• Bewilligungen für Anlagen in der offenen Landschaft in genau definierten Fällen: 

Agriphotovoltaik, Wildtier-Korridore, Zäune und tote Flächen in der Landwirtschaft 

Deponien, Lawinenverbauungen usw., in der Umgebung bestehender Wasserkraftwerke 

(gesetzlich begrenzter Radius) bei hoher Winterproduktion

• Nutzung der Umgebung bestehender Infrastruktur: (zB. Strassenränder und und Bahnlinien 

für vertikale bifaziale Winterstrom-Produktion)



Road map 2035 (3)
11. Multifunktionale Standorte 

und bifaziale Solarmodule

Pilotprogramm und Projektplanung für multifunktionale Standorte mittels eines 

Impulsprogramms des Bundes
12. Grossanlagen mit viel 

Winterstrom: Nutzungsentgelt 

für Gemeinden mit Stellflächen

Einführung eines Solarzinses für Nutzung von öffentlichen Infrastrukturen, zB. 

Strassenverbauungen und Bahnlinien.

13. Standortvorratsplanung Photovoltaik als Teil der Raumplanung.

Langfristig angelegte Partnerschaften des BFE (oder einer anderen geeigneten 

Institution) mit Kantonen, Gemeinden und Privaten. 

Entschädigungen für Freigabe/Einzonung von PV-Nutzflächen für mittlere und grosse 

Anlagen (> 70–100 kW, ab 400 m2) an Standorten mit besonderer Eignung für 

Winterstrom (Schwerpunkt bereits versiegelte Stellflächen).
14. Beibehaltung der Anreize 

für Energieeffizienz und 

Eigenproduktion

Netzgebühren in Form von zeitvariablen Arbeitstarifen unter Berücksichtigung der 

Auslastung der Netze, 

Verbot von Grund- und Leistungstarifen für Haushalte auf Netzebene 7 

Minimum fee (an Stromrechnung anrechenbar) für Prosumer
15. Förderung lokaler 

Arealnetze

Ermöglichung einer Teilnutzung öffentlicher Netzabschnitte wie ein Arealnetz unter 

Kostenbeteiligung

16. Netzentlastungsausgleich 

für lokale Einspeisungen bei 

Verbrauch im selben Verteilnetz

Rückerstattung von zu hoch tarifierten Netzgebühren an die Eigenerzeugungsanlagen 

mit lokalen Einspeisungen aus Kleinanlagen (< 500 kW) im Umfang der Kosten der 

nicht beanspruchten Netzebenen 1-6 durch die Netzbetreiber.





backup



Was läuft schief?

• Unverständnis betreffend Funktionieren des Strommarktes 
• sinkende Preise entlang der Brennstoffkosten

• Erneuerbare Energien = Brennstoffkosten null = Nullpreis bei Sonnenschein oder bei starkem Wind

• Deshalb: Abgeltung der Investitionen (Kapazität) und Absicherung der Lieferpreise: gleitende Marktprämie für 

Grossanlagen 

• Fehlende Wahrnehmung der Kostenkurve 

• PV-Grossanlagen = billige Anlagen 

• deshalb Grossanlagen auf Infrastrukturen ermöglichen, RPG anpassen

• Kleinanlagen mit Eigenverbrauch = rentable Anlagen, selbst wenn sie teurer sind, 

• Private tragen die Kosten 

• Fixierung auf Wasserkraft (zu 96 Prozent ausgebaut) statt auf PV

• Lauf-Wasserkraft ist kein Winterstrom

• PV steil ausgerichtet liefert mehr Winterstrom als Wasserkraft 

• Verkehrte Welt: Geldschwemme für teurere Wasserkraft, Wartelisten für die 

Photovoltaik



Artikel 9 StromVG: Versorgungssicherheit 
Geltendes Recht endlich anwenden!

Art. 9 Massnahmen bei Gefährdung der Versorgung

1 Ist die sichere und erschwingliche Versorgung mit Elektrizität im Inland trotz der 

Vorkehren der Unternehmen der Elektrizitätswirtschaft mittel- oder langfristig 

erheblich gefährdet, so kann der Bundesrat unter Einbezug der Kantone und der 

Organisationen der Wirtschaft Massnahmen treffen zur:

a. Steigerung der Effizienz der Elektrizitätsverwendung;

b. Beschaffung von Elektrizität, insbesondere über langfristige Bezugsverträge und den Ausbau der 

Erzeugungskapazitäten;

2 Der Bundesrat kann wettbewerbliche Ausschreibungen für die Steigerung der 

Effizienz der Elektrizitätsverwendung und die Beschaffung von Elektrizität 

durchführen. Er legt in der Ausschreibung die Kriterien fest in Bezug auf die 

Versorgungssicherheit und Wirtschaftlichkeit.

3 Bei der Elektrizitätsbeschaffung und beim Ausbau der Erzeugungskapazitäten 

haben erneuerbare Energien Vorrang.   (Auszug Stromversorgungsgesetz)


